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§ 2841 

Der Sachwalter kann einer medizinischen Massnahme, die eine dau-
ernde Fortpflanzungsunfähigkeit der behinderten Person zum Ziel hat, 
nicht zustimmen, es sei denn, dass sonst wegen eines dauerhaften körper-
lichen Leidens eine ernste Gefahr für das Leben oder einer schweren 
Schädigung der Gesundheit der behinderten Person besteht. Ebenso 
kann der Sachwalter einer Forschung, die mit einer Beeinträchtigung der 
körperlichen Unversehrtheit oder der Persönlichkeit der behinderten 
Person verbunden ist, nicht zustimmen, es sei denn, die Forschung kann 
für deren Gesundheit oder Wohlbefinden von unmittelbarem Nutzen 
sein. Die Zustimmung bedarf in jedem Fall einer gerichtlichen Genehmi-
gung. 

§ 284a2 

1) Über ihren Wohnort entscheidet eine behinderte Person, soweit sie 
einsichts- und urteilsfähig ist, selbst. 

2) Sonst hat der Sachwalter diese Aufgabe zu besorgen, soweit dies 
zur Wahrung des Wohles der behinderten Person erforderlich ist und 
sein Wirkungskreis die Besorgung dieser Angelegenheit umfasst. Soll der 
Wohnort der behinderten Person dauerhaft geändert werden, so bedarf 
dies der gerichtlichen Genehmigung. 

Vorsorgevollmach3t 

§ 284b4 

1) Eine Vorsorgevollmacht ist eine Vollmacht, die nach ihrem Inhalt 
dann wirksam werden soll, wenn der Vollmachtgeber die zur Besorgung 
der anvertrauten Angelegenheiten erforderliche Geschäftsfähigkeit oder 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit oder seine Äusserungsfähigkeit verliert. 
Die Angelegenheiten, zu deren Besorgung die Vollmacht erteilt wird, 
müssen bestimmt angeführt sein. Der Bevollmächtigte darf nicht in einem 
Abhängigkeitsverhältnis oder in einer anderen engen Beziehung zu einer 
Krankenanstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung stehen, in 
der sich der Vollmachtgeber aufhält oder von der dieser betreut wird. 
 
1 § 284 abgeändert durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
2 § 284a eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
3 Sachüberschrift vor § 284b eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
4 § 284b eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
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2) Die Vorsorgevollmacht muss vom Vollmachtgeber eigenhändig ge-
schrieben und unterschrieben werden. Hat der Vollmachtgeber die Voll-
macht zwar eigenhändig unterschrieben, nicht aber eigenhändig geschrie-
ben, so muss er in Gegenwart dreier unbefangener, eigenberechtigter und 
sprachkundiger Zeugen bekräftigen, dass der Inhalt der von ihm unter-
schriebenen Vollmachtsurkunde seinem Willen entspricht. Die Einhal-
tung dieses Formerfordernisses ist von den Zeugen unmittelbar nach der 
Erklärung des Vollmachtgebers mit einem auf ihre Zeugeneigenschaft 
hinweisenden Zusatz auf der Urkunde zu bestätigen. Unterschreibt der 
Vollmachtgeber die Vollmachtsurkunde nicht, so muss ein Rechtsanwalt 
oder das Gericht die Bekräftigung durch den Vollmachtgeber beurkunden. 

3) Soll die Vorsorgevollmacht auch Einwilligungen in medizinische 
Behandlungen im Sinn des § 283 Abs. 2, Entscheidungen über dauerhafte 
Änderungen des Wohnorts sowie die Besorgung von Vermögensangele-
genheiten, die nicht zum ordentlichen Wirtschaftsbetrieb gehören, um-
fassen, so muss sie unter ausdrücklicher Bezeichnung dieser Angelegen-
heiten vor einem Rechtsanwalt oder bei Gericht errichtet werden. Dabei 
ist der Vollmachtgeber über die Rechtsfolgen einer solchen Vorsorge-
vollmacht sowie die Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs zu belehren. 
Der Rechtsanwalt oder das Gericht hat die Vornahme dieser Belehrung 
in der Vollmachtsurkunde unter Angabe seines Namens und seiner An-
schrift durch eigenhändige Unterschrift zu dokumentieren. 

§ 284c1 

Eine behinderte Person, die eine Vorsorgevollmacht erteilt hat, bedarf 
insoweit keines Sachwalters, es sei denn, dass der Bevollmächtigte nicht 
oder nicht im Sinn des Bevollmächtigungsvertrags tätig wird, durch seine 
Tätigkeit sonst ihr Wohl gefährdet oder die behinderte Person zu erken-
nen gibt, dass sie vom Bevollmächtigten nicht mehr vertreten sein will. 
Von der Bestellung eines Sachwalters kann auch dann abgesehen werden, 
wenn eine Vollmacht zwar nicht die Voraussetzungen des § 284b erfüllt, 
aber auf Grund der Umstände des Einzelfalles nicht zu befürchten ist, 
dass der Bevollmächtigte seine Aufgaben zum Nachteil der behinderten 
Person besorgen wird. 

 
1 § 284c eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
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§ 284d1 

1) Der Bevollmächtigte hat bei Besorgung der anvertrauten Angele-
genheiten dem Willen des Vollmachtgebers, wie er in dem Bevollmächti-
gungsvertrag zum Ausdruck gebracht wird, zu entsprechen. Einem Wil-
len des Vollmachtgebers, der nach Eintritt des Vorsorgefalls aus Äusse-
rungen des Vollmachtgebers oder sonst aus den Umständen des Einzel-
falls hervorgeht, hat der Bevollmächtigte Rechnung zu tragen, wenn er 
dem Wohl des Vollmachtsgebers nicht weniger entspricht. Mangels eines 
feststellbaren Willens hat der Bevollmächtigte das Wohl des Vollmacht-
gebers bestmöglich zu fördern. 

2) Der Bevollmächtigte kann die Vollmacht zur Einwilligung in eine 
medizinische Behandlung oder zur Entscheidung über eine Änderung 
des Wohnorts nicht weitergeben. 

Zentrales Vertretungsverzeichnis2 

§ 284e3 

1) Das Landgericht führt ein Zentrales Vertretungsverzeichnis, in dem 
registriert werden: 
1. die Sachwalterverfügung (§ 279 Abs. 1); 
2. die Vorsorgevollmacht (§ 284b); 
3. das Wirksamwerden der Vorsorgevollmacht; und 
4. der Widerruf der Sachwalterverfügung und der Vorsorgevollmacht. 

2) Bei der Registrierung sind insbesondere anzugeben: 
1. die Bezeichnung der Urkunde als Vorsorgevollmacht oder Sachwal-

terverfügung beziehungsweise das Wirksamwerden der Vorsorgevoll-
macht; 

2. Vor- und Zuname, Geburtsdatum und Wohnanschrift des Vollmacht-
gebers, des Verfügenden sowie des Bevollmächtigten oder des vorge-
schlagenen Sachwalters; sowie 

3. nach Angabe der Partei, der Verwahrer der Vorsorgevollmacht oder 
Sachwalterverfügung und das Datum der Errichtung der Urkunde. 

3) Das Landgericht hat den Vollmachtgeber oder den Verfügenden 
von der Registrierung im Zentralen Vertretungsverzeichnis zu verständi-
 
1 § 284d eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
2 Sachüberschrift vor § 284e eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
3 § 284e eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
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gen; im Fall des Abs. 1 Ziff. 3 hat das Landgericht den Bevollmächtigten 
über die Registrierung im Zentralen Vertretungsverzeichnis und ihre 
Folgen zu informieren. 

§ 284f1 

1) Die Registrierung des Widerrufs einer Vorsorgevollmacht oder 
Sachwalterverfügung hat entsprechend § 284e Abs. 2 zu erfolgen und ist 
unter Beifügung des Datums des Widerrufs vorzunehmen. 

2) Das Landgericht hat das Wirksamwerden der vorgelegten Vorsor-
gevollmacht bei Vorlage eines entsprechenden ärztlichen Zeugnisses 
darüber, dass dem Vollmachtgeber die erforderliche Geschäftsfähigkeit, 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit oder Äusserungsfähigkeit fehlt, zu regi-
strieren. Ist ein Sachwalterschaftsverfahren anhängig, so hat sich das 
Landgericht im Zentralen Vertretungsverzeichnis über die Registrierung 
des Wirksamwerdens der Vorsorgevollmacht zu informieren. Das 
Landgericht hat nach erfolgter Registrierung dem Bevollmächtigten eine 
Bestätigung über die Registrierung des Wirksamwerdens der 
Vorsorgevollmacht auszustellen. Mit der Bestätigung ist eine Übersicht 
über die mit der Vorsorgevollmacht verbundenen Rechte und Pflichten 
auszuhändigen, insbesondere auch über die Verpflichtung, die 
Bestätigung nach Beendigung der Vertretungsbefugnis nicht mehr im 
Rechtsverkehr zu verwenden. 

3) Das Landgericht hat das Ende der Vertretungsbefugnis zu regi-
strieren, wenn der Vollmachtgeber oder sein Sachwalter die 
Vorsorgevollmacht widerruft. Das Landgericht hat den Bevollmächtigten 
über das Ende der Vertretungsmacht und die Folgen, insbesondere über 
die Verpflichtung, die Bestätigung nicht mehr im Rechtsverkehr zu 
verwenden, zu informieren. 

§ 284g2 

1) Ein Dritter darf auf den Eintritt des Vorsorgefalls vertrauen, wenn 
ihm der Bevollmächtigte bei Vornahme einer Vertretungshandlung eine 
Bestätigung über die Registrierung des Wirksamwerdens der Vorsorge-
vollmacht im Zentralen Vertretungsverzeichnis vorlegt. Das Vertrauen 
des Dritten ist nicht geschützt, wenn ihm bekannt oder fahrlässig unbe-
kannt ist, dass der Vorsorgefall nicht eingetreten ist. 

 
1 § 284f eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
2 § 284g eingefügt durch LGBl. 2010 Nr. 122. 
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2) Für Fehler bei der Registrierung einer Vorsorgevollmacht und bei 
der Ausstellung der Bestätigungen nach § 284f Abs. 2 haftet das Land 
nach Massgabe der Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes. 

3) Das Landgericht hat auf Anfrage den anderen Gerichten, den Trä-
gern der Sozialversicherung, den Trägern der Sozialhilfe und sonstigen 
Entscheidungsträgern in Sozialrechtssachen, dem Bevollmächtigten und 
dem Vollmachtgeber Einsicht in das Verzeichnis zu gewähren. 

2. Teil 

Von dem Sachenrechte 

Von Sachen und ihrer rechtlichen Einteilung 

§ 285 bis 3081 

Aufgehoben 

1. Abteilung des Sachenrechtes 

Von den dinglichen Rechten 

1. Hauptstück 

Von dem Besitze 

§§ 309-3522 

Aufgehoben 

2. Hauptstück 
 
1 §§ 285 bis 308 aufgehoben durch LGBl. 1923 Nr. 4. 
2 §§ 309 bis 352 aufgehoben durch LGBl. 1923 Nr. 4. 


